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	< Editorial

wurden die Ergebnisse dieser Panels im 
Beisein der Staatssekretärin/des Staats-
ekretärs im Plenum vorgetragen und er-
örtert.  Der VBB war bei allen Konferen-
zen dabei und hat sich aktiv eingebracht.

Dieser völlig neue Ansatz, in einer breiten 
Diskussion die gesamte Bundeswehr 
„mitzunehmen“, ist aller Ehren wert und 
wird vom VBB ausdrücklich begrüßt. Es 
war insbesondere für Angehörige der 
dem BMVg nachgeordneten Ortsdienst-
stellen ungewohnt, dass ihre Meinung 
über alle Ebenen hinweg gefragt war.

Dem gemeinsamen Verständnis aller 
Beteiligten für die Notwendigkeit von 
Veränderungen aufgrund der neuen, in 
der NATO zugesagten Aufgaben und Fä-
higkeiten der Bundesrepublik Deutsch-
land dienten die exzellenten Vorträge 
von militärischen Referenten aus der 
Abteilung FüSK. Die Stärkung der regio-
nalen Dienststellen vor dem Hintergrund 
eines durch LV/BV bedingten Aufgaben-
zuwachses war Konsens. Die Erforder-
lichkeit der V-Kodierung von Dienstpos-
ten wurde ebenfalls wieder entdeckt.

Im Bereich des Personals muss aufgrund 
der großen Anzahl unbesetzter militäri-
scher Dienstposten und niedriger Bewer-
bungszahlen notwendigerweise inner-
halb der Bundeswehr optimiert werden. 
Dabei gerät die Substitution wieder in 
den Fokus. Verkürzt dargestellt werden 
Dienstposten daraufhin überprüft, ob sie 
militärische Kernaufgaben abbilden. So-
fern dies nicht der Fall ist, soll eine Um-
wandlung in einen zivilen Dienstposten 
erfolgen, in einem zweiten Schritt erfolgt 
die (Nach-)Besetzung mit Zivilbeschäftig-
ten. Klar war allen Beteiligten, dass dies 
auf der Zeitachse geschehen wird, aber 
dass es schneller gehen muss als bisher. 
Der VBB hat in diesem Zusammenhang 
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass es 

über den gesamten Oktober hinweg 
fanden im Rahmen der „Kritischen Be-
standsaufnahme“ Regionalkonferenzen 
statt: am 4./5. Oktober und 25. Oktober 
in Bonn und Berlin zum Thema „Perso-
nelle Einsatzbereitschaft/Zivilpersonal“, 
am 11./12. Oktober in München zur 
„Funktionalität der Wehrverwaltung“, 
am 18./19. Oktober in Berlin zur „Mate
riellen Einsatzbereitschaft“ und am 
25./26. Oktober in Hamburg zur „Funk
tionalität der Streitkräfte“. 

Das Schema war jeweils dasselbe. In 
einem ersten Schritt diskutierten ausge-
wählte Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
aus verschiedenen Dienststellen, Interes-
senvertretungen und Verbänden, zivil 
und militärisch, in kleineren Diskussions-
runden (sogenannte Panels). Im An-
schluss daran, meistens am zweiten Tag, 
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nicht hinnehmbar sei, wenn 
zwar Fachaufgaben, jedoch 
keine Führungsaufgaben wie-
der zivil werden; bildlich ge-
sprochen: mehr zivile Indianer, 
aber fast nur militärische 
Häuptlinge. 

Bei einem weiteren Thema, 
dem Binnenarbeitsmarkt, ha-
ben wir ebenfalls deutlich un-
sere Position vertreten: Der 
Binnenarbeitsmarkt führt in 
keinem Fall zu einer Besetzung 
eines militärischen Dienstpos-
tens. Warum? Dieser Status-
wechsel geschieht nicht auto-
matisch, sondern muss im 
Wege einer externen Aus-
schreibung erfolgen. Es ist da-
her unredlich und rechtswid-
rig, für den Soldatenberuf mit 
der Zusage einer zivilen Nach-
besetzung zu werben. Ab
hängig von dem Vorliegen 
der Laufbahnvoraussetzungen 
kann man hier nur von Mög-
lichkeiten oder Wahrschein-
lichkeiten sprechen. Im Übri-
gen ist der Binnenarbeitsmarkt 
gelebte Praxis. Die Stellvertre-
terin der Präsidentin des 
BAPersBw nannte eine Zahl: 
40 Prozent aller ausscheiden-
den SaZ finden zurzeit eine zi-
vile Anschlussverwendung im 
öffentlichen Dienst. Das geht 
zwar über die Bundeswehr hin-
aus, aber die Botschaft, dass es 
attraktive Folgeverwendungen 
für SaZ im öffentlichen Dienst 
gibt, ist überaus positiv. Im Üb-

rigen können ohnehin nicht 
alle ausscheidenden SaZ auf 
Beamtendienstposten der Bun-
deswehr wechseln, weil ein 
diesem Umfang entsprechen-
der Bedarf auf der zivilen Seite 
nicht annähernd vorliegen 
wird.

Für die Tarifbeschäftigten hat 
der VBB eine Projektgruppe ge-
fordert, die die bestehenden 
Handlungsspielräume sowie 
den tariflichen Anpassungsbe-
darf bei den Eingruppierungs-
merkmalen identifiziert.

Die Verantwortlichen im 
StabOrg/Rev haben ihre Vorge-
hensweise gegenüber der Re-
form 2012 fachlich sinnvoll um 
die Einbindung aller Ebenen 
erweitert. Allein, es wird nicht 
auf den Prozess der Mitnahme, 
sondern wesentlich auf die Er-
gebnisse ankommen. Denn es 
besteht Handlungsbedarf. 

Wir erinnern uns: Die Reform 
von 2012 wies dem BMVg die 
strategische Steuerung zu, 
schaffte die Wehrbereichsver-
waltungen und damit den drei-
stufigen Verwaltungsaufbau 
ab. Stattdessen entstanden 
drei zivile Spartenämter mit 
unterschiedlichen Fachlichkei-
ten. Die Ortsbehörden waren 
mit der Ausführung in der Flä-
che betraut. Dieser Verwal-
tungsaufbau führte und führt 
zu einem Kommunikationsver-

lust. Hier ist eine Optimierung 
der Strukturen dringend erfor-
derlich.

Nach Ansicht des VBB wirkte 
zusätzlich verschärfend, dass 
nun nicht mehr ein kongruen-
ter ziviler Personalkörper zu-
sammenarbeitete, sondern in 
vielen Bereichen und Ebenen 
militärische Führungskräfte 
zwischengeschaltet waren, die 
ein ganz anderes Führungsver-
ständnis und andere Rege-
lungskreise im Gepäck hatten 
und haben. Nicht nur unter-
schiedliche Regelungen, wie 
die Beurteilungsbestimmun-
gen oder zum Beispiel die mili-
tärischen Vorgaben zur Materi-
albewirtschaftung in den 
BwDLZ, erschweren die Zusam-
menarbeit. Sondern auch allge-
mein ein unterschiedliches 
Dienstverständnis: Die Ermes-
sensentscheidungen der Be-
amtinnen und Beamten im 
vorgegebenen rechtlichen Rah-
men, ihre Verpflichtung zur Be-
ratung und Information der 
Vorgesetzten, sind ihre essen-
ziellen Dienstpflichten. Aus 
militärischer Sicht werden die-
se bisweilen als Entscheidungs-
schwäche einerseits oder Wi-
derspenstigkeit andererseits 
empfunden. Hier zeigt sich, das 
die der Verwaltung von den 
Müttern und Vätern des 
Grundgesetzes eindeutig zu
gewiesenen Aufgaben eine 
weise Entscheidung war.

Aktuell beteiligt sich der VBB 
aktiv an den Vorbereitungen 
zum dbb Gewerkschaftstag 
Ende November. Der VBB hat 
sich mit 17 von insgesamt 
171 Anträgen im Bereich 
„Dienstrecht, Besoldung und 
Versorgung“ weit überpro-
portional eingebracht – im 
Interesse der Mitglieder! 
Alle Anträge wurden in der 
vorbereitenden Antragsaus-
schusssitzung zum Teil nach 
intensiver Debatte mit der 
Empfehlung der Annahme 
beraten. Allein der Antrag zur 
Ballungszulage, den auch an-
dere Verbände gestellt hat-
ten, wurde zum Arbeitsmate-
rial erklärt. Hintergrund sind 
die aktuellen Arbeiten im BMI 
zu dem Gesetzentwurf einer 
amtsangemessenen Besol-
dung, die ebenfalls Ideen 
in diese Richtung verfolgen. 
Nach dem dbb Gewerk-
schaftstag werden wir unse-
re Anträge, die dort ange-
nommen und damit vom  
dbb weiterverfolgt werden, 
bekannt machen.

Es tut sich viel und der VBB ist 
mittendrin – für Sie!

Ihre 

 

Imke v. Bornstaedt-Küpper, 
Bundesvorsitzende

Verband der Beamten und Beschäftigten der Bundeswehr e.V.

www. 
vbb-bund.de

Baumschulallee 18 a · 53115 Bonn · Telefon 0228.389270 · mail@vbb-bund.de
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Voller Erfolg des VBB beim dbb Antragsausschuss 
„Dienstrecht, Besoldung, Versorgung“
Am 24. Oktober fand in Vorbereitung des dbb Gewerkschaftstages die Sitzung des Antrags- 
ausschusses „Dienstrecht, Besoldung, Versorgung“ in virtueller Form statt.

Der VBB hatte sich mit 17 von 
171 Anträgen der Bundes- und 
Landesverbände 
eingebracht. Im 
Ergebnis wurden 
alle Anträge des 
VBB vom An-
tragsausschuss 
zur Annahme 
empfohlen. Die 
einzige Ausnah-
me war der An-
trag zur Ballungs-
raumzulage, der 
auch von anderen 
Verbänden ge-
stellt wurde –  
er wurde zum  
Arbeitsmaterial. 

Das lag sicherlich daran, dass 
zurzeit im BMI der Entwurf ei-

nes Gesetzes zur amts-
angemessenen Alimen-
tation erarbeitet wird, 
der zwar noch nicht of-
fiziell vorliegt, aber 
nach Kenntnis des VBB 
die unterschiedliche 
Kaufkraft von Regionen 
berücksichtigt.

Die aktive Rolle des 
VBB ist dem Einsatz der 
Mitglieder der Bundes-
leitung und des Bun-
desvorstandes zu ver-
danken, die sich im 
Sommer fleißig über 
die Anträge gebeugt 
haben. �

Fachaustausch mit 
Bundesverteidigungs-
ministerin Christine 
Lambrecht
Am 26. Oktober hatte die Bundesvorsitzende des 
VBB, Imke v. Bornstaedt-Küpper, erneut die Gele-
genheit zu einem Austausch mit der Bundesminis-
terin der Verteidigung, Frau Christine Lambrecht. 
Das war eine gute Gelegenheit, um der Ministerin 
den neuen Bundesgeschäftsführer des VBB, 
Michael Zirbes, vorzustellen.

Der Zeitpunkt des Gespräches 
war besonders günstig, weil 
die Bundesvorsitzende unmit-
telbar nach den Regionalkonfe-
renzen ihre Eindrücke aus den 

Diskussionen und die Positio-
nen des VBB darstellen konnte. 
Weitere Themen kamen in 
dem intensiven Austausch zur 
Sprache.�
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Erfolgreiche Zusam-
menarbeit zwischen  
VBB und dbb akademie 
weiterführen
Der VBB möchte die bisher sehr erfolgreiche 
Zusammenarbeit im Rahmen der Seminare mit 
der dbb akademie in Zukunft weiter fortsetzen 
und auch weiter ausbauen.

Aus diesem Grund hat sich der 
neue Bundesgeschäftsführer 
Michael Zirbes kurz nach seinem 
Start beim VBB bereits mit 
dem Geschäftsführer Oliver 
Welte und Eva Kolschefsky (zu-
ständig für Seminare) von der 
dbb akademie in Bonn getrof-
fen und ausgetauscht.

Durch die gemeinsame Zu
sammenarbeit können den 
VBB-Mitgliedern qualitativ 
hochwertige Seminare zu 

spannenden Themen angebo-
ten werden. Die dbb akademie 
unterstützt den VBB dabei tat-
kräftig bei der Planung und 
Durchführung der Seminare. 
Die nächsten Seminare für 
2023 sind bereits geplant und 
werden in Kürze veröffentlicht.

Sollten Sie Vorschläge, Wün-
sche oder Hinweise zum Semi-
narangebot haben, können Sie 
sich jederzeit vertrauensvoll an 
die Geschäftsstelle wenden.�
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Fachinformation zum neuen  
E-Rezept in der Beihilfe
Das Bundesverwaltungsamt hat zum Sachstand 
der Umsetzung des E-Rezeptes informiert, da es 
durch den Start des E-Rezeptes in einigen Regio-
nen Deutschlands im September 2022 vermehrt 
zu Anfragen zur Nutzung durch beihilfeberechtig-
te Personen gekommen ist. 

Dazu ist zunächst grundlegend 
mitzuteilen, dass das E-Rezept 
nur indirekt ein Thema für die 
Beihilfeerstattung als solche 
ist, da die Beihilfe nur für die 
Erstattung der Arzneimittel-
kosten zuständig ist. 

An der Einreichung bei der Bei-
hilfe durch die beihilfeberech-
tigten Personen ändert sich 
durch das E-Rezept nichts.  
Das E-Rezept hat ein anderes 
Format und einen anderen 
Aufbau. Aus der E-Rezept-App 
der gematik GmbH kann das 
E-Rezept geteilt und über die 
Upload-Funktion der Beihilfe-
App direkt eingereicht werden. 

Für die Nutzung des E-Rezeptes 
ist allerdings zuerst die Verga-
be einer eindeutigen Kranken-
versicherungsnummer nach 

dem Format der gesetzlichen 
Krankenversicherung erforder-
lich. Der PKV-Verband arbeitet 
bereits intensiv an der Vergabe 
der neuen Krankenversiche-
rungsnummern für alle privat 
versicherten Personen. Es wird 
davon ausgegangen, dass die 
PKV-Mitgliedsunternehmen die 
Versicherten in Kürze darüber 
informieren werden. 

Um dieses Thema für die bei-
hilfeberechtigten Personen an-
schaulich aufzubereiten, hat 
das Bundesverwaltungsamt 
ein Erklärvideo erstellt:

https://www.bva.bund.de/
SharedDocs/Kurzmeldungen/
DE/Bundesbedienstete/ 
Gesundheit-Vorsorge/Beihilfe/ 
2022/E-Rezept_Beihilfe.html 
�©
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